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Es war diesmal ja klar, dass es ein „rei-
ner“ Arbeitsparteitag werden würde.
Da waren noch die Wahlen der Schieds-
und Revisionskommissionen und die
Anträge für das Wahlprogramm und
die Satzungsänderungen.

Am Freitag nach der Arbeit fuhr ich
los und war schon leicht sauer, weil
ich die Rede vom Vorsitzenden ver-
passen würde. Aber der Beginn wur-
de verschoben, und wir erlebten, wie
Bernd Rixinger sich im letzten Jahr
auch in punkto Redegewandtheit ent-
wickelt hat.

Nach den Wahlen der Kommissionen
ging der Antragsmarathon los. I rgend-
wie l ief es wie geschmiert, und wenn
man sich an den Parteitag in Göttin-
gen erinnert, war die Stimmung recht
entspannt. Der Umgang miteinander
war entkrampfter und der Ton nicht
nur nicht so gereizt, sondern sogar
freundl ich. Für eine Änderung des Kl i-
mas sprach auch, dass der immer wie-
der angekündigte, aber immer wieder
verschobene Tanzabend diesmal wirk-
l ich stattfand - mit einer tol len kuba-
nischen Kapel le und das bei dem
hochsommerl ichen Wetter. Fehlte nur
noch ein Grußwort von Fidel , um das

karibische Flair kom-
plett zu machen.

Am Sonnabend ging der Antragsma-
rathon weiter, und ich möchte al len
Mitgl iedern der Antragskommission
eine sehr gute Arbeit in der Vorberei-
tung und während des Vortragens be-
scheinigen. Natürl ich gab es auch
wieder den Nachtmarathon, aber am
Ende ein Wahlprogramm, dass für al-
le in weiten Teilen mit tragbar ist.

Sehr schön waren die kulturel len Ein-
lagen von Sol id und einem alternati-
ven Kulturprojekt. Günstig war auch,
dass der Parteitag auf das Wochenen-
de gelegt wurde, an dem die „Bunte
Republ ik Neustadt“ stattfand. Teile un-
serer vogtländischen Delegation nutz-
ten dieses Angebot in den beiden
Nächten ausgiebig bis in die frühen
Morgenstunden.

Zum Parteitag fahren heißt Gleichge-
sinnte zu treffen und sich auch aus-
zutauschen, um an einigen Stel len
festzustel len, dass wir al le so unsere
Probleme haben in der al ltägl ichen
Parteiarbeit. Ein Thema die Überalte-
rung, ein anderes, al les im Ehrenamt
zu bewältigen, ein nächstes die Mit-

gl iederwerbung, die sich schwierig ge-
staltet.

Der Wahlkampf zieht langsam al le in
seinen Bann und niemand bezweifelt,
dass wir das schaffen. Natürl ich war-
tete jeder auf Gregor und wie er heu-
te den Zustand in unserer Partei sieht.
Und er hat geschl iffen wie immer sei-
ne Analyse gegeben. Und wie immer
hat er das Wahlprogramm uns ans
Herz gelegt und der Aufruf zum Kampf
eines zweistel l igen Wahlergebnisses
war wie ein Startschuss. Meine Ein-
drücke deckten sich mit seiner Dar-
stel lung und wir haben uns vom
innerparteil ichen Zerfleischen hin zur
konstruktiven Zusammenarbeit be-
wegt. Diesen Prozess haben unsere
beiden Vorsitzenden befördert. Als ich
Bernd fragte, was ihre gemeinsame
Arbeit ausmacht und wie sie es ge-
schafft hätte, sagte er zu forderst gin-
ge es um das Zuhören und um eine
gezielte Abstimmung.

Sigrid Mann, Thomas Höllrich
Reichenbach
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In den letzten Jahren konnte man in
Verbindung mit Brandenburg den Be-
griff der „National befreiten Zone“ hö-
ren. Es handelt sich hier um Gebiete,
die von rechtsextremen Gedankengut
und rechter Gewalt geprägt sind. In
diesen Gebieten können sich Men-
schen mit Migrationhintergrund, Men-
schen die sich als l inks oder alternativ
verstehen, aber auch Homosexuel le
und behinderte Menschen nicht mehr
auf die Straße oder in öffentl iche Ein-
richtungen wagen, da gegen sie über-
al l Gewalt ausgeübt wird. Die Folge ist
der Wegzug von demokratisch den-
kenden Bürgerinnen und Bürgern und
der Zuzug von weiteren Rechtsextre-
misten.

Die rechtsextremistischen Aktivitäten
nehmen im Vogtland immer stärker
zu. Immer wieder wird bekannt, dass
sich neue Kameradschaftsstrukturen
gebildet haben. Auch die so genann-
ten „Autonomen National isten“ haben

schon einen Platz im Vogtland. Migran-
tinnen und Migranten und alternative
und l inke Jugendl iche sol lten in den
Abendstunden bestimmte Gegenden
meiden, da sie dort der Gefahr von
rechter Gewalt ausgesetzt sind. Bei
Demonstrationen oder Veranstaltun-
gen müssen die Rechtsextremisten im
Vogtland nur mit wenig Gegenwehr
rechnen. Selbst eine der größten
rechtsextremistischen Veranstaltun-
gen Deutschlands, der JN-Sachsentag,
fand im Vogtland statt. Es werden noch
mehr folgen, da sie hier ungestört ih-
re menschenverachtende Ideologie
ausleben und verbreiten können.

In den letzten Jahren hat sich gezeigt,
dass die Bürgerinnen und Bürger des
Vogtlandes immer noch nicht verstan-
den haben, dass es schon fünf nach
zwölf ist. Viel zu viele schauen weg.
Sie sind der Meinung, dass die Rechts-
extremisten ihnen nichts tun. Das ist
aber falsch. Jede und Jeder, der nicht

diese menschenverachtende Ideolo-
gie unterstützt, kann zum potentiel len
Opfer werden. Schon einmal hat die
Bevölkerung zu lange weggeschaut.
Die Resultate sind bekannt.

Wir fordern die Bürgerinnen und Bür-
ger des Vogtlandes und die pol itischen
Verantwortl ichen auf, sich endl ich ak-
tiv am Kampf gegen den Rechtsextre-
mismus zu beteil igen. Schauen Sie
nicht mehr weg. Nur gemeinsam kön-
nen wir effektiv gegen die Neonazis
vorgehen. Lassen Sie Ihre Heimat nicht
zur „National befreiten Zone“ werden.

Janina Pfau, Wolfgang Netzsch,
Andrea Roth , Lars Legath, Paul Gruber

Andre Hegel, Stefan Kademann,
OlafSchmalfuß, Klaus Jäger,

Martin Mailach, Ulrich Gebhardt,
Evelyn Gebhardt

WIR WOLLEN KEINE „NATIONAL BEFREITE ZONE“ VOGTLAND!

Im Juni fanden zwei Sitzungen des
Kreisvorstandes statt. Zum einen die
reguläre Juni-Sitzung sowie eine
Sondersitzung mit dem Thema Antifa-
Arbeit im Vogtland.

Auf der regulären Sitzung ging es na-
türl ich um die bevorstehende Wahl-
kämpfe. Plakatzahlen, Flyer,
Werbemittel sowie deren Verteilung
und Aktionen. Auch die Rückmeldun-
gen der vor kurzem verteilte Aktivie-
rungs- /Spendenbriefe sind positiv zur
Kenntnis genommen wurden. Bis auf
wenige Orte sind schon viele Rück-
meldungen da. Bei den noch ausste-
henden Antworten wird zusammen mit
Dresden eine Telefonaktion durchge-
führt.

Als besondere Gäste waren Vertreter
der verschiedenen Landesarbeitsge-
meinschaften eingeladen, die von ih-
rer Arbeit vor Ort und im
Landesverband berichteten.

Besonders interessant und
aufschlußreich war der Bericht der
Vertreterin der LAG „Hartz IV“, die
sowohl über Probleme, als auch Erfolge

ihrer Arbeit sprach. Ebenso war der
leitende Redakteur des Vogtlandbo-
ten eingeladen. Da die Finazierung und
Verteilung des Vogtlandboten immer
schwieriger und kostspiel iger gestal-
tet, waren die Redaktionsgruppen aus
dem Vogtland und Zwickau aufgefor-
dert, sich Alternativen zu überlegen.
Über die ersten Festlegungen wie Sei-
tenzahlen und Erscheinungsweise wur-
de gleich informiert.

Auch für das diesjährige Sommerfest
wurden noch erste Planungen gemacht,
das in Falkenstein stattfinden sol l .

Auf der Sondersitzung wurde über die
aktuel le Neonazi-Situation im Vogt-
land gesprochen. Die Ereignisse der
letzten Zeit, JN-Sachsentag oder auch
der Trauermarsch in Plauen zeigen die
Aktual ität des Themas. Nach Diskus-
sion über Ursachen und Wirkung wur-
den Ideen und Vorschläge gesammelt,
die jetzt noch auf Umsetzbarkeit ge-
prüft werden müssen.
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SENIOREN ZUR BUNDESTAGSWAHL 2013
Wie im Vogtlandboten März 201 3 be-
richtet, haben wir, die vogtländischen
Seniorenverbände (vgl . Kasten) ein
Faltblatt erarbeitet. Wir wissen, es gibt
viele Wahlkampfthemen. Unsere sind
die Rente und die Altersarmut.

Es ist keine neue Erkenntnis, dass zu
Wahlen die Parteien Wahlversprechun-
gen machen, die nach der Wahl keine
Rol le mehr spielen. So sei nur eine
Wahl lüge genannt: CDU und FDP ha-
ben zur letzten Wahl versprochen, ei-
ne Rentenangleichung zwischen Ost
und West vorzunehmen. In ihrem Ko-
al itionsvertrag wurde dazu ein einheit-
l iches Rentensystem festgeschrieben.

Die Bundeskanzlerin hat in der Fest-
rede zur Eröffnung des 9. Deutschen
Seniorentages am 08. Juni 2009 an-
gekündigt, das Thema „Angleichung

der Rentenwerte“ in ihrer Legislatur-
periode anzugehen. Ein nicht erfül l tes
Versprechen – stil l und leise verab-
schiedete man sich von dieser Zusage.

Die wirtschaftl iche Situation im Osten
mit hoher Arbeitslosigkeit und niedri-
gen Löhnen ist Ergebnis pol itischer
Entscheidungen, auf die wir Beitrags-
bürger keinen Einfluß hatten. Für eine
Streichung der Hochwertung der Ein-
kommen bei Angleichung der Renten-
werte Ost an das Westniveau gibt es
deshalb keinen zwingenden Zusam-
menhang. Das wird aber von den Po-
l itikern immer wieder gebets-
mühlenartig wiederholt. Tragen die in
Regierungsverantwortung Handeln-
den die Folgen ihrer pol itischen Ent-
scheidungen? Nein, wir sind das!

Deshalb haben wir uns vorgenommen,
im Vorfeld der Bun-
destagswahl mit
dem erarbeiteten
Fragenkomplex im
Faltblatt zur Rente
al le Altersgruppen
zu erreichen. Sch-
werpunkt für uns
werden vor al lem
Nichtwähler und Ju-
gendl iche - also zu-
künftige Rentner -
sein.

Um dies zu errei-
chen werden wir in
unserem Wohnbe-
reich, in den Verei-
nen, im Bekannten-

kreis und anderen sich ergebenden
Mögl ichkeiten mit den Wählern versu-
chen ins Gespräch zu kommen. Die
Grundlage dafür ist unser Faltblatt mit
seinen konkreten Argumenten und Fra-
gen an die Kandidaten für den Bun-
destag. So etwa, was habt ihr getan
oder seid ihr gewil l t zu tun, den Ren-
tenwert Ost an den Rentenwert West
anzugleichen, um nicht länger die Ost-
deutschen um die Anerkennung ihrer
Lebensleistungen zu betrügen. Wie
wol len sie die Altersarmut abwenden,
wenn das Rentenniveau bis 2030 von
heute 50,4 Prozent auf 43 Prozent ab-
gesenkt, das Renteneintrittsalter auf
67 (oder mehr Jahre) angehoben wird
und eine notwendige Zuschußrente
nur gewährt wird, wenn privat vorge-
sorgt wurde.

Weitere Fragen sind die Haltung zur
sozialen Schieflage zwischen Arm und
Reich, zum erforderl ichen Mindest-
lohn in al len Bereichen, zur Notwen-
digkeit der Tafeln und anderes. Unser
Einsatz beginnt im August, um den
Wählern rechtzeitig unser Faltblatt in
die Hände zu geben, so dass sie es bei
Wahlveranstaltungen nutzen können.
Damit verbunden ist natürl ich auch
unser Aufruf, unbedingt zur Wahl zu
gehen, um mitzuhelfen, neues Unrecht
zu verhindern.

Wir als AG Senioren der LINKEN wer-
den uns noch weitere Argumentatio-
nen holen und bei der nächsten
Zusammenkunft der vogtländischen
Seniorenverbände einbringen.

Heinz Discher - Plauen

SCHULSOZIALARBEIT GEHÖRT AN ALLE SCHULEN!

Beteiligte vogtländische Seniorenverbände:
BRH - Bund der Ruhestandsbeamten, Rentner und

Hinterbliebenen e.V.

GBM - Gesellschaft zum Schutz von Bürgerrecht und
Menschenwürde (GBM)

GRH - Gesellschaft zur rechtlichen und humanitären
Unterstützung

BPG - Bundespolizeigewerkschaft

ISOR - Initiativgemeinschaft zum Schutz der sozialen
Rechte ehemaliger Angehöriger bewaffneter Organe und

der Zollverwaltung der DDR

Verdi - Senioren der Gewerkschaft verdi Zwickau / Vogtland

VS - Volkssolidarität

BfSk - Bürgerforum Sozialkultur

DGB - Deutscher Gewerkschaftsbund Zwickau/Vogtland

Attac - Sprecherrat Plauen

Seniorenbeirat Plauen

AG „Senioren“ der LINKEN Plauen

Zum Ergebnis der Beratung des 44.
Schul initiativtreffens am 1 . Juni 201 3
in Plauen erklärt Andrea Roth, Spre-
cherin für Direkte Demokratie und Bür-
gerbeauftragte der Fraktion DIE LINKE
im Sächsischen Landtag:

„Einig waren sich die Teilnehmer aus
ganz Sachsen, dass der Freistaat im
puncto Schulsozialarbeit deutschland-
weit an letzter Stel le steht und das
Vogtland im Vergleich zu anderen säch-
sischen Kreisen ganz unten rangiert.
Die Verantwortl ichen im Vogtlandkreis
haben die Bedeutung und Notwendig-
keit von Schulsozialarbeit bis heute
nicht erkannt.

Während zum Beispiel im Landkreis
Leipzig an fast al len Schulen mindes-
tens an vier Tagen pro Woche Schul-
sozialarbeit mit festen Personal
integriert ist, findet im Vogtland nur
sogenannte „schulbezogene Sozialar-
beit“ statt. Das heißt in der Praxis, das
jeweils nur an einem Tag wöchentl ich
von 8 bis 1 5 Uhr ein Ansprechpartner
zur Verfügung steht. Ledigl ich sechs
Kol legen sind im ganzen Vogtland für
einige wenige Schulen dafür einge-
setzt. Dies ist keine Schulsozialarbeit!

Von den Teilnehmern der Beratung
wurde eine gesetzl iche Grundlage für
die Sozialarbeit und eine ausreichen-

de Finanzierung durch den Freistaat
Sachsen gefordert, damit an jeder
Schule mindestens ein Schulsozialar-
beiter wirksam werden kann.

Herrn Landrat Dr. Tasilo Lenk in sein
Stammbuch: Auch im Vogtland haben
Kinder und Jugendl iche das Recht, ei-
ne umfassende Förderung ihrer Ent-
wicklung zu erhalten. Wir brauchen
wirkl iche Schulsozialarbeit an al len
Schulen - auch im Vogtland!“
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Der im April von der Mehrheit der
Kreistagsmitgl ieder verabschiedete
Doppelhaushalt 201 3/201 4 hat noch
immer keine Sicherheit für die Vereine
und Verbände gebracht, die al le eine
wichtige und dringend notwendige
Arbeit im Landkreis verrichten. Er ist
noch nicht von der Landesdirektion
bestätigt und kann noch einige
Überraschungen mit sich bringen.
Al lerdings keine angenehmen! Er wird
uns mit seinen Ungereimtheiten noch
das ganze Jahr beschäftigen.

Sehr umfangreich haben wir das
Energiekonzept des Vogtlandkreises
für die Jahre bis 2020 diskutiert. Dazu
hatten wir uns Prof. Schufft von der
TU Chemnitz eingeladen. Dabei stand
die Frage im Mittelpunkt, wie, mit
welchen Methoden und an welchen
Standorten können wir alternative
Energien noch effektiver einsetzen,
um uns künftig von den großen
Energieversorgern unabhängiger zu
machen. Vorstel lbar fürs Vogtland sind
Windkraft, Wasserkraft, Geothermie,
Biogasanlagen oder Kraft-Wärme-

Kopplung. Die vorhanden Potentiale
sind zu analysieren, Investitionen für
den notwendigen Netzausbau zu planen
und Vogtländerinnen und Vogtländer
für diese Herausforderung zu gewinnen.
Wenn wir wirkl ich weg vom Atom- und
Kohlestrom wol len, müssen wir uns
zeitnah diesen Aufgaben stel len. Dieser
Diskussion sol lten wir uns auch stel len,
um Für und Wider abwägen zu können.

Mit konstanter Hartnäckigkeit haben
wir die Einführung der Ehrenamtskarte
auch für die landkreiseigenen
Kultureinrichtungen gefordert. Mit
Erfolg! Es bleibt abzuwarten, wie dieses
Angebot von den „Ehrenamtlern“
angenommen wird.

Karin Höfer - Vorsitzende der
Linksfraktion im Kreistag

ALTERNATIVE ENERGIEN FÜR DAS
VOGTLAND
Aus der Arbeit der Kreistagsfraktion

PLAUENS
STADTRAT FÜR
BÜRGERHAUSHALT
Am Schluss einer extrem langen Ta-
gesordnung wurde es am 1 1 . Juni im
Plauener Stadtrat noch einmal heftig.
Der Antrag der Linksfraktion wurde
aufgerufen, das Konzept für einen Bür-
gerhaushalt für Plauen zu erarbeiten.
Fraktionsvorsitzende Claudia Hänsel
erläuterte sachl ich fundiert und über-
zeugend Sinn und Motivation des An-
trags.

Das ohnehin kompl izierte Haushalts-
geschehen sol l transparenter werden.
Die Mitwirkung der Bürgerschaft an
der Entscheidung über einen beein-
flussbaren Teil des Haushalts sol l den
Dialog von Bürgerschaft, Stadtrat und
Verwaltung stärken.

Ganz schl imm fand CDU-Fraktionschef
Hans-Joachim Weiß diesen Antrag. Das
ergäbe keinen Sinn und sei aus Sicht
der sächsischen Gemeindeordnung
höchst fragwürdig. Zumal über den
Haushalt die Stadträte zu entscheiden
haben und nicht der eine oder ande-
re Bürger.

So pral lten in der Diskussion entge-
gengesetzte Auffassungen aufeinan-
der. Was ist entscheidend für die
Qual ität kommunaler Demokratie: kom-
petente und gut informierte Stadträ-
te oder die Mitwirkung der Bürgerschaft
gemeinsam mit den Stadträten an den
wesentl ichen Entscheidungen. Und
die Plauener haben in den letzten Jah-
ren ihr Engagement vielfach unter Be-
weis gestel lt: bei der Innenstadt-
gestaltung, dem Neubau des Nord-
Westflügels am Rathaus, den jetzt wie-
der regelmäßigen Einwohnerfragestun-
den, den Begehungen in den
Ortschaften und Stadtteilen.

Gegen die Stimmen von CDU und FDP
beschloss die Mehrheit aus Linken,
SPD und Grünen letztl ich: Die Verwal-
tung erarbeitet ein Konzept für den
Bürgerhaushalt in Plauen.

Klaus Jäger - Stadtrat DIE LINKE Plauen

ZU MEINEM RÜCKTRITT ALS STADTRAT
TREUEN
Am 01 .1 1 .2000 leistete ich als
„Nachrücker“ für den damal igen
Stadtrat Rolf Schubert für die PDS
meinen Eid. Wie es darin heißt,
versuchte ich gewissenhaft die Rechte
der Stadt zu wahren und ihr Wohl und
das ihrer Bürger nach Kräften zu
fördern. Ich sah meine Aufgabe in einer
kritischen, aber unterstützenden
Begleitung der Verwaltung, zugleich
ständig die Einbeziehung der Bürger
und Betroffener in al le Angelegenheiten
fordernd.

Mein ständiges Einfordern von
Informationen, mein Nach- und
Hinterfragen erforderte aber selbst
die Aneignung von Detail -Wissen und
die Teilnahme an auch überregionalen
Erfahrungsaustauschen. Immer standen
dabei die Interessen der „kleinen
Leute“, der Menschen, die sich aus
den verschiedensten Gründen von
einer Beteil igung am gesel lschaftl ichen

Leben zurückgezogen haben, im
Vordergrund. Nach dem Motto „sich
rühren ist besser als gerührt zu sein“,
versuchte ich mich „einzumischen“.
Das gefiel nicht immer Jedem! Das
erforderte viel Zeit und Kraft, die ich
im 71 . Lebensjahr und nach
zwölfeinhalb Jahren Ehrenamt als
Stadtrat nun nicht mehr im
erforderl ichen Maße aufbringen kann.

Ich möchte aber auch weiterhin als
Ortsvorsitzender der Partei DIE LINKE
Treuen-Lengenfeld dafür werben,
pol itische Veränderungen in unseren
Kommunen und in unserem Land hin
zur echten sozialen Gerechtigkeit und
zu wirkl icher Demokratie zu erreichen.

Peter Jattke - Treuen
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14. RAUMFAHRTTAGE IN MORGENRÖTHE-RAUTENKRANZ
Auch in diesem Jahr nahm ich an den
Raumfahrttagen in Morgenröthe- Rau-
tenkranz teil . Das nunmehr 1 4. Tref-
fen von Weltraum - Interessierten,
Kosmonauten und Astronauten, Wis-
senschaftlern und namhaften Ver-
tretern des Deutschen Zentrums
für Luft- und Raumfahrt (DLR) und
der European Space Agency (ESA)
stand im Zeichen des 50. Jubilä-
ums des Fluges von Walentina Te-
reschkowa und des 35. von
Sigmund Jähn in den Weltraum.

Wie immer beeindruckten die
Raumfahrttage durch interessante
Themen und hochkarätige Refe-
rentinnen und Referenten, die lo-
cker und leicht verständl ich ihre
Fachvorträge und Erfahrungsbe-
richte vortrugen.

Die Raketenentwicklung begann
durch Sergej Korol jow (1 907-1 966)
bereits in den 30er Jahren. Er war ein
bedeutender sowjetischer Konstruk-
teur und gilt in der Fachwelt als Welt-
raumpionier. Mit einer von ihm
entwickelten R-7 startete Sputnik1 am
4. Oktober 1 957. Der erste Erdsatel-
l it war weltweit eine Sensation und
weckte auch im Westen Begeisterung

für die Raumfahrt. Sputnik 2 wurde
am 3. November 1 957 gestartet und
brachte das erste Lebewesen in eine
Erdumlaufbahn, die Hündin Laika.

Der größte Erfolg der sowjetischen
Raumfahrt aber war der Flug Juri Ga-
garins, des ersten Menschen im Welt-
raum. Nach der erfolgreichen
Erdumrundung am 1 2. April 1 961 wur-
de er in Moskau und in al ler Welt mit
großer Begeisterung gefeiert. Vom 1 6.
bis 1 9. Juni 1 963 flog Walentina Te-

reschkowa als erste Frau mit Wostok
6 ins Al l und umkreiste die Erde 49-
mal. Am 26. August 1 978 startete der
dritte bemannte Raumflug des Inter-
kosmos-Programms. Sigmund Jähn

flog in Sojus 31 zusammen mit
Waleri Bykowski zur sowjetischen
Raumstation Sal jut 6. Er mach-
te als erster Deutscher im Welt-
raum auch seinen Geburtsort
Morgenröthe-Rautenkranz be-
kannt.

Das Vogtland und ganz Sachsen
können auf die Raumfahrttage
und die Raumfahrtausstel lung
stolz sein, die weit über die Lan-
desgrenzen hinaus strahlen. Auch
aus diesem Grunde sol lten Frei-
staat und Kreis der Raumfahr-
tausstel lung über die
Schirmherrschaft des Minister-
präsidenten hinaus mehr Unter-
stützung und Anerkennung

zuteilwerden lassen. Dazu zählt für
mich auch die Teilnahme eines nam-
haften Vertreters des vogtländischen
Landratsamtes!

MdL Andrea Roth - Tannenbergsthal

Ende Mai fand in der Jugendherberge,
"Alte Feuerwache" in Plauen, eine
höchstinteressanter Vortrag statt. Ger-
hard Menschenk von der Berl iner Alex-
ander-von-Humboldt-Gesel lschaft e.V.,
Freunde Lateinamerikas, erläuterte
mit fundierten und sachl ichen Fakten
die gegenwärtige Situation in der Mit-
te und dem Süden des amerikanischen
Doppelkontinent. Eine Besonderheit
seiner Ausführungen betraf und be-
trifft das Extrem, dass das frühere „so-
zial istischen Hinterland“ des RGW nicht
mehr existiert. Also zu den pol itischen

Anspannungen auch noch wirtschaft-
l iche dazu gekommen sind. Und mit
den wirtschaftl ichen Auseinanderset-
zungen die ökonomischen Belange arg
in Bedrängnis geraten.

Er erläuterte aber auch gekonnt, wie
die kubanischen Pol itiker auch mehr
zufäl l ig Wege und Mittel fanden und
finden auf dem Weg zum Sozial ismus
des einundzwanzigsten Jahrhunderts.
Besonders zu schaffen machte und
macht das Embargo der USA. Es fan-
den und finden sich Wege, es entwe-

der zu umgehen oder,
dass keinerlei Chance
zum Abwürgen Kubas
besteht. Er sprach über
UNASUR - das “lockere“
Staatenbündnis gegen
die Wirtschaftsmacht
USA; CELAC und ALBA
- das enge Zusammen-
gehen von vier Staaten

(KUBA, VENEZUELA, BOLIVIEN, Insel-
gruppe…) für die Beseitigung des Hun-
gers in diesen Ländern. DIE OAS
initi ierte den Rauswurf Kubas 1 962
Sie boten vor Jahren an, Kuba wieder
aufzunehmen. Da al lerdings Havanna
ohne die OAS auch wirtschaftl ich vor-
ankam, verzichtete es darauf.

Innerhalb der letzten Jahre verstärkte
und intensivierte sich der Kontakt vor
al lem zu Venezuela und Bol ivien. Denn
da sind inzwischen auch bessere na-
tional aktivere Regierungen am Ruder.
Auf eine Frage hin erläuterte er auch,
dass inzwischen durch die Castros ein
jüngerer Pol itiker auf das erste Amt
Kubas vorbereitet wird.

Lotar Huberty - Plauen

KUBA UND DIE ENTWICKLUNG IN LATEINAMERIKA
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Auch der Vogtlandkreis muss natür-
l ich sparen. Aber sparen muss sozial
verantwortbar sein und darf nicht ge-
setzl ich geregelte Pfl ichten verletzen.

Im Sozialausschuss des Kreistages
hatte die Verwaltung zwei Beschluss-
varianten für die Finanzierung der Ver-
bände und Vereine (sogenannter freier
Träger der Wohlfahrtspflege) angebo-
ten, die für den Vogtlandkreis Pfl icht-
aufgaben erfül len:

Variante A: für 201 3 und 201 4 erhal-
ten sie das durch Vertrag vereinbarte
Geld. Die notwendigen überplanmäßi-
gen Ausgaben sol len bereitgestel l t
werden.

Variante B: Die Finanzierung für 201 3
bleibt unverändert. Bis 30.Juni wer-
den aber al le Verträge mit den betrof-
fenen freien Trägern mit Wirkung für
das Jahr 201 4 gekündigt und die Ver-
träge werden einer „inhaltl ichen Prü-
fung der Aufgabennotwendigkeit“
unterzogen.

Absurdität Nr.1 : Al le Mitgl ieder des
Sozialausschusses mit Ausnahme der
beiden Vertreter der Linkspartei stim-
men für Variante B, obwohl wir die ka-
tastrophalen sozialen Folgen erläutert
und auf die zusätzl ichen Kosten für die
Landkreisverwaltung hingewiesen hat-
ten. Pfl ichtaufgaben muss der Land-
kreis selbst erledigen, wenn die freien
Träger nicht mehr genügend Mitarbei-
ter bezahlen können, und dafür müs-
sen im Landratsamt Leute eingestel lt
werden, was teurer würde als die Be-
zahlung der freien Träger.

Al lerdings wurde Variante B abgemil-
dert, und das ist die zweite Absurdi-
tät: die Verträge sol len nicht mehr
„gekündigt“, sondern „ausgesetzt (ge-
kündigt)“ werden. Geklärt wurde aber
bereits in der Sitzung, dass man Ver-
träge nicht aussetzen kann. Verträge
kann man nur in beiderseitigem Ein-
verständnis aufheben oder eben kün-
digen. Ein Wort in Klammern, hier
„kündigen“, kann nur das vorangestel l -
te Wort erklären, präzisieren oder kon-
kretisieren, aber „kündigen“ ist keine
Erklärung für „aussetzen“! Folge nach
unserem Verständnis: Der Beschluss

ist inhaltl ich falsch, deswegen recht-
l ich nicht vol lziehbar und unwirksam.

Deshalb hat die Linksfraktion offiziel l
an den Landrat den Antrag gestel lt,
aus rechtl ichen Gründen den Beschluss
des Sozialausschusses zu annul l ieren.
Zur Zeit l iegt unser Antrag bei der Lei-
terin des Sachgebiets Recht des Land-
ratsamtes zwecks juristischer Prüfung.
Inzwischen führte das Sozialamt der
Landkreisverwaltung Gespräche mit
Vertretern der betroffenen freien Trä-
ger zur Frage, ob Einsparungen mög-
l ich und vertretbar wären.

Hier nur einige Ergebnisse:

Außenstel len der Schuldnerberatung
müssten geschlossen werden. Statt
zwei Wochen müssten Betroffene zwei
Monate auf eine Schuldnerberatung
warten, zum Teil mit schl immen Fol-
gen: Der Strom bleibt abgeschaltet,
Kinder müssten deswegen in ein Heim
eingewiesen werden; Betroffene wer-
den obdachlos. Später hätte dann das
Landratsamt die Kosten für die
Erstausstattung einer neuen Wohnung
zu finanzieren.

Die Vereine müssten einen Teil ihrer
Mitarbeiter entlassen. Aber viele sind
auf Grund ihrer langjährigen Arbeit
nicht kündbar. Ihnen müssten Abfin-
dungen in erhebl icher Höhe gezahlt
werden, welche die Vereine und Ver-
bände in die Insolvenz treiben könnten.

Klar wurde, dass al le Vereine und Ver-
bände am Limit arbeiten. Nur ein Bei-
spiel : Nach einer Empfehlung des
Bundesverbandes für Schuldnerbera-
tung müssten im Vogtlandkreis 9,6
Vol lzeitarbeitsstel len für die Schuld-
nerberatung zur Verfügung gestel lt
werden. Tatsächl ich werden aber nur
7,3 Vol lzeitstel len besetzt.

Wir hoffen, dass der Landrat den An-
trag der Linksfraktion erfül l t und die
Verträge nicht kündigt. Sol lte er das
doch tun, haben wir einen Plan B!

Dr. Dorothea Wolff - Auerbach

POLITIK
KANN SCHRECKLICH ABSURD SEIN!

150 JAHRE SPD
Die SPD führt ihre Entstehung auf das
Bedürfnis der Arbeiter nach Bildung
zurück. Ferdinand Lassal le gründete
deshalb die Arbeiterbildungsvereine.
Darauf ist die SPD mit Recht stolz.
Nach 1 50 Jahren ihrer Existenz muss
man fragen, welche Ergebnisse beson-
ders der pol itischen Bildung hat die
Partei vorzuweisen. Betrachtet man
die Pol itik und die Forderungen der
SPD in der Gegenwart, so muss man
feststel len, dass sich ihre Grundsätze
von denen der bürgerl ichen Parteien
wenig unterscheiden.

Da ist in erster Linie ihre Haltung zu
Krieg und Kriegsrüstung. Der erste
Weltkrieg war ein al lseitiger imperia-
l istischer Raubkrieg, entstanden aus
den Widersprüchen des imperial isti-
schen Weltsystems. An der Seite der
anderen bürgerl ichen Parteien stimm-
te die SPD den Kriegskrediten im
Reichstag zu. Noch immer gibt es Krie-
ge in verschiedenen Teilen der Welt.
Und wieder stimmt die SPD al len
Kriegseinsätzen deutscher Soldaten
in anderen Ländern zu. Warum gibt
die SPD dazu ihre Zustimmung, an-
statt ihre Mitgl ieder auf den Zusam-
menhang zwischen Krieg und
imperial istischen Interessen aufzuklä-
ren?

Ein anderes Problem ist das Verhält-
nis von SPD und anderen Arbeiterpar-
teien, zur KPD und gegenwärtig zur
LINKEN. Zu einem Verhältnis gehören
immer zwei Parteien, und man könn-
te auch die Gegenfrage stel len, wie
sich die KPD, die LINKEN zur SPD ver-
halten haben und noch verhalten. 1 933
vor der Machtergreifung Adolf Hitlers
hat die KPD der SPD das Angebot ge-
macht, gemeinsam einen Generalstreik
zur Verhinderung des Machtantritts
Hitlers zu organisieren. Das hat die
SPD mit der Begründung abgelehnt,
Hitler werde sich sowieso nicht lange
halten. Es muss hier an ein grobes Ver-
sagen der SPD erinnert werden. Das
Verhältnis von SPD und LINKE ist auch
gegenwärtig nicht dazu angetan, die
notwendigen Veränderungen der ge-
sel lschaftl ichen Verhältnisse im Sin-
ne der Befriedigung der Bedürfnisse
al ler Menschen in Deutschland zu er-
reichen.

Gerda Huberty - Plauen
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Da sind sie dann wieder, die drei
großen „W“: Wasser, Wahlen, Wähler-
gunst! Sol l doch seinerzeit Gerhard
Schröder - den Wahlumfragen nach
schon „unter Wasser“ - das Ruder noch
herum gerissen haben. Mit „segens-
reicher Hilfe von oben“: dem Hoch-
wasser, dem er sich in seiner bekannt
„hemdsärmel ig-zupackenden“ Art und
Gummistiefeln entgegenstemmte an
Oder und Elbe – Seit‘ an Seit‘ mit den
Betroffenen. Was man ihm nicht ver-
gaß. So zumindest hatte man das Wahl -
ergebnis dann gedeutet.

Für sie indes hatte man wohl
keine passenden Gummi-
stiefel gefunden in Pirna, und
Zeit für die Betroffenen hatte
sie ebenso wenig wie für die
Journal isten: gerademal eini-
ge wenig knappe Minuten –
bis an den Rand des Wassers
an der Fußgängerzone. Ver-
ärgert über die Pressefoto-
grafen, die – bereits vorausgelaufen –
Frau Kanzlerin von der „falschen Sei-
te“ abgel ichtet hatten, der „eher nicht
so günstigen“ (Wie aber sol len sie´s
denn machen?). „Es hat keinen Sinn“
murmelte sie im Weggehen kurz. Sa-
lomonisch. Sagt ja auch was.

Nunmehr war sie in Greiz, nach dem
sich die braunen Fluten aus dem Vogt-
land bereits weitgehend verabschie-
det hatten. Gummistiefel nicht mehr
nötig. Trockenen Fußes schritt sie zur
Tat, der sol idarischen: Griff gemein-

sam mit Thüringens Ministerpräsiden-
tin Lieberknecht (CDU) zum Wischtuch,
um, symbol isch wohl „einige Geschirr-
teile ansässiger Gastronomen abzu-
trocknen“. So die Presse. Wie edel !
Ob die Tränen der erneut Betroffenen
von der Flutkatastrophe gleich schnel l
zu trocknen sind?

Immerhin: 1 00 Mil l ionen wol lte sie
bundesweit bereitstel len für die Be-
troffenen. Von zunächst 20 Mil l ionen
Soforthil fe al lein war schon in Greiz

die Rede – 30 Mil l ionen
müssten umgehend nach
Sachsen gehen. Könnte al-
so „eng werden“ die Mer-
kelsche Spendierhose.
Erstaunl ich schon deshalb:
Hätte da nicht soeben ihr
Vorzeigeminister für Aus-
landseinsätze des Bundes-
wehr mal eben schlappe
fast 700 Mil l ionen „in den
Sand gesetzt“ für Todes-

drohnen, die zum Glück nicht einsatz-
fähig waren? Etwa 30 Mil l iarden hatte
unsere Kanzlerin für Wahlgeschenke
in Aussicht gestel lt. Und für die Ret-
tung der Pleite-Banken stand quasi
über Nacht gar das Tausenfache (!) ,
nämlich fast eine Bil l ion eigentl ich
„nicht real existierendes“ Geld bereit.
Mächtig gewaltig, oder? Das Positive
indes: Rund 8000 Bundeswehr-Solda-
ten sind im Einsatz. Gewährleisten die
Sicherheit an Dämmen und Deichen
im eigenen Land. Recht so! Sind sie
hier doch besser aufgehoben als in Af-
ghanistan, Mal i, Somal ia oder sonst
welchen Schlachtfeldern da irgendwo
im Nirgendwo.

Ach ja: In einem Nobelhotel in Plauen
erinnert eine güldene Gedenktafel an
die Kanzlerin - Einem Stuhl gewidmet,
der solcherart geadelt von ihrem Al-
lerwertesten, denn doch wohl mehr
ist als ein gewöhnl iches Sitzmöbel . Ein
„geheil igter Stuhl“ gewissermaßen.
Viel leicht könnte man in Greiz dann ja
eine Vitrine einrichten mit dem sol-
cherart geheil igten Wischtuch und den
Tel lern. Zur Besichtigung freigegeben
für einen bescheidenen Obolus zu-
gunsten der Flutopfer. - Was ich dann
doch ohne jegl ichen ironischen Unter-
ton gern verstanden wüsste.

Jürgen Böhm - Schöneck

DIE UNGESTIEFELTE KANZLERIN
Das Wasser geht - Angela kommt

KÖNIG MUSS ALS
FREIER MANN DEN
GERICHTSSAAL
VERLASSEN!
Der Kampf der Demokraten gegen den
Rechtsextremismus ist im Gerichtsaal
des Landgerichtes Dresden mit vol ler
Wucht entbrannt! Die unabhängige
deutsche Justiz, welche auf dem rech-
ten Auge bl ind ist, klagt einen Mann
an, welcher die Situation im Land sehr
real einschätzt und vor einer drohen-
den Gefahr durch die Neonazis für un-
sere Demokratie warnt.

Jugendpfarrer Lothar König aus Jena,
wird wegen seiner Teilnahme an der
bislang größten Anti-Nazi-Demo
Deutschlands am 1 9. Februar 201 1
in Dresden angeklagt, wegen schwe-
ren Landfriedensbruchs, Beihil fe zum
Widerstand gegen Vol lstreckungsbe-
amte und versuchte Strafvereitelung.

Wir waren am 28. und 29. Mai mit wei-
teren Beobachtern im Gerichtssaal ,
um den Verlauf selbst zu verfolgen.
Aber der Prozess gerät völ l ig aus der
Bahn, nicht der Angeklagte, sondern
die Staatsanwältin, der Richter und
Zeugen kommen in Erklärungsnot. An-
gebl iche Beweise lösen sich in Luft
auf, Vernehmungsprotokol le sind ver-
schwunden. Die vorgeführten Videos
widersprechen den Aussagen der Po-
l izisten. Bisher sind keine der Ankla-
gen haltbar. Was passiert hier?

Die Justiz ist doch dem Grundgesetz
verpfl ichtet und dort steht im Artikel
20: Die BRD ist ein demokratischer
und sozialer Bundesstaat. Gegen Je-
den, der es unternimmt, diese Ord-
nung zu beseitigen, haben al le
Deutschen das Recht zum Widerstand,
wenn andere Abhilfe nicht mögl ich ist.
Genau das hat Lothar König getan.
Der Richter und die Staatsanwältin
suchen aber angestrengt weiter nach
jedem Strohhalm, um die Anklage auf-
recht zu erhalten.

Seit der Wende ist Lothar König der
erste evangel ische Pfarrer, der vor Ge-
richt steht. Aber er steht auch stel l-
vertretend vor Gericht für al le die
Pfarrer, welche sich öffentl ich gegen
die Neonazis stel len. Al lgemein ist be-
kannt, dass seit Jahren die Regieren-

den eine zunehmende Umverteilung
von unten nach oben betreiben. Das
führt zur Unzufriedenheit der Bürger
und die Regierenden versuchen die
Unzufriedenheit der Bürger gegen die
Ausländer, Juden und Linken zu lenken.

Gegen diese Mißstände in unserer
Gesel lschaft ist die Zivilgesel lschaft
und das sind die Kirchen, die Frie-
densbewegung, die antifaschistischen
Gruppierungen, die demokratischen
Parteien und die Organisationen ver-
pfl ichtet nicht zu schweigen. Denn für
sein zivi lgesel lschaftl iches Engage-
ment steht Pfarrer Lothar König vor
Gericht. Er braucht unsere Sol idarität!

Heidrun und Stanislav Sedlacik - Weimar
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WIR GRATULIEREN
al len Leserinnen und Lesern, die im

Sommermonat Jul i ihren Geburtstag
feiern. Besondere Grüße an al l jene,
welche einen „runden“ begehen oder
über 80 Jahre jung werden:
Christel Handler Mylau 01 .07.
Hilde Braumandl Bobenn. 03.07.
W. Dreschner Werda 03.07.
Walter Vogel El lefeld 04.07.
Manfred Wel ler Reichen. 07.07.
Mario Hupfer Syrau 08.07.
Joachim Mantau Plauen 08.07.
Walter Rieger Barthm. 09.07.
Sigrid Fischer Reichen. 1 0.07.
Gisela Kluttig Kl ingent. 1 1 .07.
S. Morgner Auerbach 1 1 .07.
Lothar Fischer Reichen. 1 1 .07.
Karl Braumandl Bobenn. 1 7.07.
Rolf Schubert Treuen 1 8.07.
Gertrud Gündel Plauen 1 9.07.
Heinz Hartmann Falkenst. 1 9.07.
Hanni Gerber Kl ingent. 21 .07.
A.M.Pfrötschner Adorf 21 .07.
Walter Bil le Plauen 25.07.
J . Rudorisch Elsterb. 25.07.
Margit Stöhr Oelsnitz 26.07.
Jutta Günther Oelsnitz 27.07.
Karl Döhler Plauen 31 .07.
Wir wünschen al len viel Gesundheit,

Freude am Leben und al les erdenkl ich
Gute.

SCHUH DESMONATS
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MIT SPECK FÄNGT
MAN MÄUSE
Genauso wie die Schädl ingsbekämp-
fer in gewissen Abständen Ihre Köder
für Mäuse und ähnl iches Getier aus-
legen, so legt unsere Bundeskanzle-
rin al le vier Jahre ihren Wahlkampfspeck
aus, um die Wähler zu fangen. In ei-
ner Talkshow im Fernsehen zaubert
sie plötzl ich 30 Mil l iarden Euro aus
dem Hut, mit denen sie das einfältige
Wahlvolk beglücken wil l . Die Botschaft
hör ich wohl , doch al lein mir fehlt der
Glaube.

Sie verspricht mehr Kindergeld, einen
höheren Grundfreibetrag für Kinder
sowie eine Mütterrente und eine Ver-
besserung der Berufsunfähigkeitsren-
te. Weiterhin stel l t sie eine
Mietpreisbremse bei Neuvermietun-
gen in Aussicht. Man darf gespannt
sein, was die mächtige Lobby des Ver-
mietervereins „Haus & Grund “ im Bun-
deshaus dazu sagen wird.

Was SPD und LINKE als Opposition in
acht Jahren CDU-FDP Regierung ver-
gebl ich gefordert hatte, sol l plötzl ich
Wirkl ichkeit werden, wenn wir nur
„Mutti Angie“ wiederwählen. Man
braucht kein Prophet zu sein um zu
ahnen, dass das al les nur heiße Luft
ist und das Gegenteil wird der Fal l sein.
Weitere schmerzl iche Griffe in die Kas-
se der Bürger werden wie immer „al-
ternativlos“ folgen. Man braucht ja das
Geld auch weiterhin für spekul iersüch-
tige Banker und für die Produktion von
menschenverachtenden Kriegswaffen,
die Leid und Not in die Krisengebiete
bringen.

Die Menschen werden sich an den
Spruch des ersten Bundeskanzlers
Konrad Adenauer erinnern müssen,
der sagte: „Was interessiert mich mein
Geschwätz von gestern“?

Dieter Riedler - Leubnitz

EINLADUNG
Wir laden herzl ich zum

4. TREFF DER
GENERATIONEN
Am 25. Jul i 201 3 um 1 5.00 Uhr in

den Klub der Volkssol idarität in
Plauen, Karlstraße 1 4, ein.

Zwanglos wol len wir über gemeinsame
Anl iegen, Problem und auch

Lösungsmögl ichkeiten debattieren,
die sowohl Junge wie auch Alte

betreffen. Dabei ist eine angenehme
Gastronomie gewährleistet.

Heinz Discher / Dieter Kundler - AG
Senioren

STOLPERSTEINE
Am Montag, dem 1 5. Juli 201 3 ,
werden ab 1 5.00 Uhr Auf Initiative
des Freundeskreises Max Hoelz e.V.
mit Unterstützung der VVN-BdA Vogt-
land in Falkenstein Stolpersteine, klei-
ne Gedenktafeln im Straßenpflaster,
verlegt.
Die Verlegungen erfolgen in der

El lefelder Straße 48 für
Paul Popp,

in der Brandstraße 40
für Oskar Hölzel ,

in der Louis-Mül ler-Straße 28
für Louis Mül ler

und in der R.-Luxemburg-Straße 1 1
für Max Pippig.

P. Giersich
Freundeskreis Max Hoelz e.V.




